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Die aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. ist der deutsche Fachverband für 

alle Fragen der betrieblichen Altersversorgung in der Privat-wirtschaft und dem öffentlichen Dienst. Sat-

zungsgemäß setzt sich die aba neutral und unabhängig vom jeweiligen Durchführungsweg für den Be-

stand und Ausbau der betrieblichen Altersversorgung ein. 

Die aba vereinigt in ihrer Mitgliedschaft Unternehmen aller Größenordnungen, Altersversorgungseinrich-

tungen, Verbände (u. a. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) und Dienstleister wie Beratungsun-

ternehmen, Rechtsanwälte, Versicherungsmathematiker, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Versicherun-

gen, Banken und Investmenthäuser. 
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1 Einleitung 

Die aba fokussiert sich in ihrer Stellungnahme zum BMJ-Referentenentwurf (RefE) v.a. auf Einrichtungen der 

betrieblichen Altersversorgung (EbAV; Teil 4 im VAG), die europarechtlich v.a. durch die Richtlinie (EU) 

2016/2341 (EbAV-II-RL) reguliert sind. Diese Pensionskassen und Pensionsfonds haben die Rechtsform Versi-

cherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVaG) und Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit (PFVaG) oder der 

AG.  

Die Vielfalt dieser Einrichtungen ist groß (siehe BaFin Erstversicherungsstatistik Pensionskassen und Pensions-

fonds). Es gibt zahlreiche Branchen- und Unternehmenseinrichtungen sowie seit einigen Jahren auch Pensions-

fonds großer Beratungshäuser. Zudem gibt es die EbAV der Versicherer und der Banken. Viele traditionelle 

Pensionskassen sind VVaG. Bei einer Reihe von Unternehmenspensionsfonds, auf die Verpflichtungen aus Di-

rektzusagen übertragen wurden, handelt es sich um „Rentnerpensionsfonds“.  

Wir begrüßen sehr, dass nunmehr eine schnelle Umsetzung der Corporate Sustainability Richtlinie (EU) 

2022/2464 angestrebt wird. Zudem unterstützen wir, dass der Referentenentwurf bereits die kürzlich beschlos-

sene Richtlinie (EU) 2025/794 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. April 2025 zur Änderung 

der Richtlinie (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760 bezüglich der Schwellenwerte, ab denen die Mitgliedstaaten 

bestimmte Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung und die Sorgfaltspflichten von Unterneh-

men erfüllen müssen, berücksichtig worden ist. 

 

2 BMJV-Referentenentwurf und EbAV 

2.1 Pensionskassen als Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVaG) und Pensionsfonds als Versiche-

rungsfonds auf Gegenseitigkeit (PFVaG) 

Wir begrüßen nachdrücklich, dass der vorliegende Referentenentwurf zur Umsetzung der Corporate Sustaina-
bility Reporting Directive (CSRD) eine erweiterte Nachhaltigkeitsberichterstattung bereits für die meisten Ein-
richtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) ausschließt. Die europarechtskonforme Beibehaltung der 
bereits im früheren Gesetzentwurf vorgesehenen generelle Nicht-Einbeziehung von Pensionskassen in der 
Rechtsform des VVaG und für Pensionsfonds in der Rechtsform des PFVaG halten wir für sachgerecht. Dies gilt 
v.a. auch, wenn der deutsche Gesetzgeber nur das europarechtlich Gebotene 1:1 umsetzen will. 

 

2.2 Pensionskassen und Pensionsfonds als Aktiengesellschaften (AG) – Größenkriterium Anzahl der Arbeit-

nehmer 

Wir begrüßen, dass der BMJV-Entwurf unter Berücksichtigung des Substance Proposals für Unternehmen und 
damit auch für EbAV in der Rechtsform der AG mit weniger als 1.000 Arbeitnehmern eine verzögerte Einfüh-
rung der CSRD-Nachhaltigkeitsberichterstattung vorsieht. Dies schafft frühzeitig Rechtssicherheit und Planbar-
keit. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32016L2341
https://www.bafin.de/DE/PublikationenDaten/Statistiken/Erstversicherung/erstversicherung_artikel.html
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2.3 Pensionskassen als Aktiengesellschaften (AG) und Pensionsfonds als Aktiengesellschaften (AG) – Größen-

kriterium gebuchte Bruttobeiträge 

Gemäß der Begründung zum Referentenentwurf sollen für EbAV in der Rechtsform der AG nach wie vor die 
gebuchten Bruttobeiträge als maßgebliches Größenkriterium für die Anwendbarkeit der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung herangezogen werden. 

Die Begründung führt hierzu aus: 
„Hinsichtlich des Begriffs „Umsatzerlöse“ setzt die Regelung Artikel 2 Nummer 5 der Bilanzrichtlinie in der durch 
die CSRD geänderten Fassung um, der auf Artikel 35 der Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 
1991 über den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von Versicherungsunternehmen (ABl. L 374 vom 
31.12.1991, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/46/EG (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) geändert worden 
ist (im Folgenden: Versicherungsbilanzrichtlinie) verweist und mithin auf die gebuchten Bruttobeiträge abstellt. 
Im Handelsbilanzrecht entspricht dies für Versicherungsunternehmen dem Betrag der gebuchten Bruttobeiträge 
gemäß § 36 der Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung. Für Pensionsfonds entspricht dies 
den gebuchten Bruttobeiträgen gemäß § 21 der Pensionsfonds-Rechnungslegungsverordnung.“ 

Ferner heißt es in der Begründung: 

„Die Berechnung der Umsatzerlöse hat einheitlich für die finanzielle Berichterstattung und die Nachhaltigkeits-
berichterstattung zu erfolgen. Sie richtet sich dabei nach Artikel 2 Nummer 5 der Bilanz-Richtlinie, der die Be-
rechnungsmethoden für Produktions- und Handelsunternehmen sowie für Versicherungsunternehmen und für 
Kreditinstitute verbindlich vorgibt. Die Bilanz-Richtlinie lässt es nicht zu, eine andere nationale Berechnung der 
gebuchten Bruttobeiträge vorzusehen. […]“ 

Analyse und Kritik der Anwendung des Kriteriums „gebuchte Bruttobeiträge“ auf EbAV: 

Gemäß Artikel 2 Nummer 5 der Bilanzrichtlinie 2013/34/EU sind grundsätzlich die Nettoumsatzerlöse als Grö-
ßenkriterium für von der Bilanzrichtlinie erfasste Unternehmen heranzuziehen. Die Bilanzrichtlinie definiert 
ihren Anwendungsbereich dabei über die Rechtsform des Unternehmens (relevant hier: AG oder SE) oder den 
Wirtschaftssektor (relevant hier: „Versicherungsunternehmen im Sinne von Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 
91/674/EWG“). 

Die Versicherungsbilanzrichtlinie verweist in ihrem Art. 2 Abs. 1 auf die Richtlinien 73/239/EWG und 
79/267/EWG, die beide durch die Richtlinie 2009/138/EG (Solvency II-Richtlinie) abgelöst wurden und außer 
Kraft getreten sind. Folglich unterfallen der sektoriellen Erfassung solche Unternehmen, die in den Geltungsbe-
reich der Solvency II-Richtlinie und der Versicherungsbilanzrichtlinie fallen. Ausschließlich für die dort definier-
ten Versicherungsunternehmen treten bei der Ermittlung der Größenkriterien die gebuchten Bruttobeiträge an 
die Stelle der Nettoumsatzerlöse, wie in Art. 35 und Art. 66 Nr. 2 der Versicherungsbilanzrichtlinie definiert.  

Entscheidend ist, dass Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (Pensionskassen gemäß § 232 VAG 
und Pensionsfonds gemäß § 236 VAG), sogenannte EbAV, weder von der Solvency II-Richtlinie noch von der 
Versicherungsbilanzrichtlinie erfasst werden. EbAV sind somit aus europarechtlicher Sicht keine Versiche-
rungsunternehmen und betriebliche Altersversorgung ist als „Tätigkeit“ gem. Art. 9 Nr. 2 Solvency II-Richtlinie 
aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie und damit dem europäischen Begriff des Versicherungsgeschäfts 
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ausgenommen. Dies gilt auch dann, wenn EbAV im deutschen Recht bisweilen als Versicherungsunternehmen 
bezeichnet oder mit diesen vergleichbar behandelt werden. Für EbAV gilt die spezifische Richtlinie (EU) 
2016/2341 (EbAV II-Richtlinie), die eine eigenständige Regulierung vorsieht. Eine von den europäischen Vorga-
ben abweichende nationale Gesetzgebung ist insofern nicht vorgesehen. 

Da EbAV somit keine Versicherungsunternehmen im Sinne der Solvency II-Richtlinie sind, bleibt für sie – man-
gels einer Spezialvorschrift – das Kriterium der Nettoumsatzerlöse maßgeblich, wenn eine wortgetreue 1:1 
Umsetzung der europäischen Richtlinien auf nationaler Ebene erfolgen soll. Das Europarecht sieht eine klare 
Trennung zwischen EbAV, die unter die Richtlinie (EU) 2016/2341 fallen, und Versicherungsunternehmen, die 
der Richtlinie 2009/138/EG unterfallen, vor. Das nationale Recht kann eine solche europarechtlich vorgese-
hene Unterscheidung nicht aufheben. 

Der in der Gesetzesbegründung getroffenen Aussage „Die Bilanz-Richtlinie lässt es nicht zu, eine andere natio-
nale Berechnung der gebuchten Bruttobeiträge vorzusehen.“ ist insofern grundsätzlich beizupflichten, aller-
dings ist das Ergebnis für EbAV in der Rechtsform der AG, dass eine Anwendung der Vorschriften für Versiche-
rungen unzulässig ist. 

Der deutsche Gesetzgeber hätte die Möglichkeit, im Rahmen des CSRD-Umsetzungsgesetzes entsprechende 
ggf. Verordnungen im deutschen Recht zu ändern, um der bisher weitgehend unbeachteten Tatsache Rech-
nung zu tragen, dass EbAV aus europarechtlicher Perspektive keine Versicherer sind. Wir halten den Ansatz 
von gebuchten Bruttobeiträgen anstelle des Umsatzes für EbAV für nicht mit EU-Recht vereinbar. Wir lehnen 
daher eine Verschriftlichung in der Gesetzesbegründung ab, die eine Gleichstellung mit (Solvency II) Versi-
cherungsunternehmen suggeriert, durch die auch für EbAV allein die Bruttobeiträge gelten würde. Notwen-
dig wäre vielmehr aus unserer Sicht die EU-rechtlich vorgesehene Differenzierung zwischen den EbAV und 
den (Solvency II) Versicherungsunternehmen im nationalen Recht. 

21. Juli 2025 


